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19. Steigender Mittelbedarf für Wasserwirtschaft im Binnen
land muss eingeplant werden 

 
500 Wasser- und Bodenverbände gewährleisten die Be- und 
Entwässerung in Schleswig-Holstein. Sie unterhalten Gewässer, 
Rohrleitungen, Schöpfwerke und Regionaldeiche. Dafür erhalten 
sie über den Landesverband der Wasser- und Bodenverbände 
jährlich 6,5 Mio. € vom Umweltministerium.  
 
Infolge des Klimawandels und des Alters der Anlagen steigt der 
Investitionsbedarf. Hierauf müssen sich die Wasser- und Boden
verbände und das Umweltministerium einstellen. 
 
Das Umweltministerium beauftragt den Landesverband mit Auf
gaben. Dabei hat das Umweltministerium das Haushalts- und 
Zuwendungsrecht zukünftig besser zu beachten. Es muss die 
Wirtschaftlichkeit seiner Aufgabenübertragung nachweisen, die 
Finanzierung sicherstellen und für Fördermaßnahmen Förder
richtlinien erlassen.  
 

19.1 Gewässerunterhaltung erfolgt in Selbstverwaltung  
 
Schleswig-Holstein ist im Binnenland von vielen Gewässern geprägt. Dabei 
sind Bundeswasserstraßen oder Landeshäfen Gewässer erster Ordnung. 
Alle verbleibenden Gewässer sind Gewässer zweiter Ordnung. Eigentümer 
von Gewässern, Anlieger und Eigentümer von Grundstücken, die Vorteile 
haben, sind verpflichtet, die Gewässer zweiter Ordnung zu unterhalten. 
Diese Verpflichtung geht mit einer Pflichtmitgliedschaft in Wasser- und 
Bodenverbänden (WBV) einher. WBV dienen damit ihren Mitgliedern und 
dem öffentlichen Interesse. 
 
Es gibt 500 WBV in Schleswig-Holstein. Ihre Struktur richtet sich nach den 
Gewässereinzugsgebieten. Die WBV unterhalten insgesamt 20.000 km  
offene Fließgewässer, 6.500 km Rohrleitungen, 1.500 km Regionaldeiche 
und 342 Schöpfwerke. Zusätzlich können sie weitere Aufgaben wahrneh
men. 
 
Die WBV werden vorwiegend ehrenamtlich geführt. 218 Verbände, das 
heißt knapp die Hälfte der WBV, haben sich in unterschiedlichen Integra-
tionsstufen zu größeren organisatorischen Einheiten zusammengeschlos
sen, um ihre Aufgaben effizienter wahrzunehmen. 
 
Der Landesverband der Wasser- und Bodenverbände (Landesverband) ist 
die Dachorganisation der WBV. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen 
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Rechts ohne Gebietshoheit mit 12 Mitarbeitern. Seine wirtschaftliche Lage 
ist stabil. Seine Mitglieder leisten Beiträge in Abhängigkeit von ihrer Ver
bandsfläche und der Länge der zu unterhaltenden Gewässer. Der Landes
verband ist für die Übertragung von Aufgaben des Landes eine zuverlässi
ge und geeignete Organisation. 
 

19.2 Klimawandel und veraltete Anlagen lassen Unterhaltungskosten  
steigen 
 
Das Umweltministerium steuert die Aufgabenwahrnehmung der WBV, um 
dabei das öffentliche Interesse zur Geltung zu bringen. Die Steuerung er
folgt über öffentlich-rechtliche Verträge, Zielvereinbarungen und Zuwen
dungen. In die Verfahren wird der Landesverband eingebunden. 
 
2022 bis 2024 hat das Umweltministerium dem Landesverband insgesamt 
22,7 Mio. € Fördermittel zugewiesen. Davon entfallen 86 % bzw. 
19,5 Mio. € auf die Förderung von Unterhaltungsmaßnahmen. Der Lan
desverband reicht die Fördermittel für Unterhaltungsmaßnahmen in einem 
jährlichen Zuwendungsverfahren an die einzelnen WBV weiter. Die Aufga
benwahrnehmung ist zwischen dem Umweltministerium und dem Landes
verband vertraglich vereinbart. 
 
Ergänzt wird der Vertrag durch eine Zielvereinbarung (ZV). Mit ihr regelt 
das Umweltministerium die Bedingungen für die Gewährung der jährlichen 
Zuwendungen von 6,5 Mio. € für Unterhaltungsmaßnahmen. Davon werden 
5,5 Mio. € wie folgt eingesetzt: 56 % für die Unterhaltung und den Betrieb 
von Schöpfwerken, 31 % für die Unterhaltung von Gewässern und 13 % 
für die Unterhaltung von Regionaldeichen. Den verbleibenden Teil in Höhe 
von 1 Mio. € gewährt das Umweltministerium für die Erfüllung besonderer 
Anforderungen an eine schonende Gewässerunterhaltung und den Betrieb 
von Schöpfwerken. Die Förderquote, das heißt der Anteil der Zuwen-
dungen des Umweltministeriums an den Gesamtaufwendungen der WBV 
von jährlich 23,7 Mio. € für diese Aufgaben, liegt bei durchschnittlich 27 %. 
 
2017 hat der Landesverband im Rahmen des Projekts „Weitblick Wasser“ 
eine Prognose des künftigen Finanzbedarfs aufgestellt. Die Folgen des 
Klimawandels und die technische Veralterung der Schöpfwerke erhöhen 
den Unterhaltungsbedarf. Der Landesverband schätzt, dass die Aufwen
dungen auf 30 Mio. € in 2030 und auf 42,5 Mio. € in 2050 ansteigen wer
den. Der Deich- und Hauptsielverband Dithmarschen geht als großer 
Hauptverband aufgrund der Inflation und gestiegener Baukosten von ei
nem noch höheren Kostenanstieg aus. 
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Die steigenden Kosten für die Aufgabenerledigung werden die Beitrags-
zahler der WBV und das Land als Zuschussgeber in den nächsten Jahren 
vor zunehmende Herausforderungen stellen. 
 
Das Umweltministerium teilt die Auffassung des LRH. Es sieht allerdings 
in erster Linie die WBV in der Pflicht, für den Erhalt vorhandener Anlagen 
entsprechende Rücklagen zu bilden. 
 

19.3 Monitoring-Aufgaben beim Landesamt für Umwelt bündeln 
 
Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)1 schreibt den Mitgliedstaaten der EU 
die Überwachung des chemischen und ökologischen Zustands und des 
ökologischen Potenzials der Oberflächengewässer (Monitoring) vor. Für das 
Monitoring werden abwechselnd in allen Flussgebietseinheiten in einem 
Turnus von 3 Jahren biologische, hydromorphologische und chemische 
Untersuchungen durchgeführt und ausgewertet. Mithilfe der Ergebnisse 
wird die Gewässergüte bewertet und an die EU berichtet. 
 
Das Umweltministerium hat die biologischen und weitere Teilaufgaben des 
Monitorings vertraglich auf den Landesverband übertragen. Damit sollen 
der Landesverband und die WBV in den Aufgabenbereich eingebunden 
werden. Bei der Durchführung der übertragenen Aufgaben unterstützt das 
Landesamt für Umwelt (LfU) den Landesverband mit zahlreichen Dienst
leistungen. 
 
Das Umweltministerium sollte die Wirtschaftlichkeit der Übertragung von 
Teilaufgaben auf den Landesverband prüfen. Dafür sollte es einen Ver
gleich mit der Wirtschaftlichkeit der gebündelten Wahrnehmung aller Moni
toring-Aufgaben beim LfU durchführen.  
 
Das LfU nimmt gegenwärtig bereits den Hauptteil der Monitoring-Aufgaben 
nach der WRRL wahr. Die Aufgabenbündelung beim LfU würde Schnitt
stellen vermeiden und den Verfahrensablauf insgesamt vereinfachen. 
 
Das Umweltministerium betont die bessere Akzeptanz der Gewässer-
untersuchungen bei den Landwirten, wenn der Landesverband in diese 
eingebunden sei. Die Einbindung des LfU in das Monitoring solle geprüft 
werden. 
 
Der LRH unterstreicht, dass die Gewässeruntersuchungen seit ihrer Ein
führung 2000 mittlerweile zur Routineaufgabe geworden und gut akzeptiert 

 
1 Art. 8 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 

zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie, WRRL), ABl. EU L 327 vom 22.12.2000 S. 1. 
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sind. Dies zeigen auch laufende Projekte zum freiwilligen Schutz der Ge
wässerqualität der Ostsee. Aufgrund der Haushaltslage steht nun die wirt
schaftliche Organisation des Monitorings im Vordergrund. 
 

19.4 Gewässerrandstreifen-Programm ohne rechtmäßige Finanzierung 
 
Das Umweltministerium hatte den Landesverband vertraglich auch mit der 
Aufgabe betraut, Gewässerrandstreifen zu sichern. Der Vertrag lief vom 
01.01.2019 bis 31.12.2022. 
 
Gewässerrandstreifen sollen als Puffer den Eintrag von Nährstoffen und 
Pflanzenschutzmitteln von landwirtschaftlich genutzten Flächen in Gewäs
ser verhindern und Raum für eine natürliche Gewässerentwicklung bieten. 
Sichern heißt, dass die WBV die Flächen erwerben oder vertraglich ver
einbaren, dass ihre landwirtschaftliche Nutzung gegen Entschädigung 
dauerhaft eingeschränkt wird. Dabei unterstützte der Landesverband die 
WBV: Er stimmte alle Kaufverträge mit dem Umweltministerium ab, warb die 
Fördermittel beim Umweltministerium ein und zahlte sie in einem Zuwen
dungsverfahren an die WBV aus. 
 
Das Umweltministerium hat bei der Fördermaßnahme haushaltsrechtliche 
Vorschriften nicht ausreichend beachtet. So fehlte z. B. die vorgeschriebene 
Förderrichtlinie. Auch eine Anhörung des LRH sowie die vorgeschriebene 
Erfolgskontrolle sind nicht erfolgt. 
 
Fraglich ist zudem, ob der Vertragsabschluss mit dem Landesverband 
überhaupt zulässig war. Der Vertrag regelte, dass das Umweltministerium 
dem Landesverband für die Flächensicherung jeweils zu Beginn des 
Haushaltsjahres 1 Mio. € zur Verfügung stellt, über den der Landesver
band unterjährig verfügen konnte. Die Finanzmittel sollten aus Ausgabe
resten der Landeswasserabgabe finanziert werden. Ob während der ver
einbarten 4-jährigen Vertragslaufzeit immer ausreichend Ausgabenreste 
vorhanden sein würden, um den Vertrag erfüllen zu können, konnte das 
Umweltministerium bei Vertragsabschluss nicht vorhersehen. 
 
Haushaltsrechtlich ist vorgeschrieben, dass Maßnahmen, die das Land zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, 
nur zulässig sind, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Eine solche 
Ermächtigung lag für die 4-jährige Vertragslaufzeit jedoch nicht vor. 
 
Das Umweltministerium hätte auf dieser Basis den Vertrag mit dem Lan
desverband nicht abschließen dürfen. 
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Das Umweltministerium trägt vor, dass hinsichtlich der Verfügbarkeit von 
Restmitteln für die Finanzierung zu keiner Zeit Zweifel bestanden hätten. 
Es habe keine ungedeckten Finanzierungszusagen für einzelne Grund
stückskäufe gegeben. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. 
 

19.5 Förderziel Gewässerrandstreifen aus den Augen verloren 
 
Das Gewässernetz in Schleswig-Holstein ist insgesamt 30.000 km lang. 
Die WRRL verpflichtet das Umweltministerium, die Qualität von Gewässern 
zu verbessern. Ein Instrument dafür sind Gewässerrandstreifen. 
 
Das Umweltministerium erachtete die bereits gesetzlich geregelten 5 m 
breiten Randstreifen1 und die bis 2018 eingerichteten breiteren Gewässer
randstreifen auf 1.178 km Länge als nicht ausreichend. Deshalb sollten ab 
2019 auf freiwilliger Basis verstärkt mindestens 10 m breite Randstreifen in 
Vorranggebieten eingerichtet werden.  
 
Dafür hat das Umweltministerium ein Förderprogramm aufgelegt und den 
Landesverband vertraglich mit der Durchführung für 4 Jahre beauftragt. 
Ziel des Programms war, jährlich bis zu 60 km Gewässerrandstreifen,2 
insgesamt also 240 km einzurichten.  
 
Die Flächen wurden von den WBV gesichert, die dafür eine 100 %-Förde-
rung vom Landesverband erhielten. Dabei haben Landesverband und  
Umweltministerium eng zusammengearbeitet: Das Umweltministerium hat 
die Förderfälle vor der Bewilligung der Zuschüsse einzeln geprüft und ge
nehmigt. Um am Bodenmarkt ausreichend Flächen erwerben zu können, 
hat das Umweltministerium Angebotspreise für den Flächenerwerb festge
legt, die durchschnittlich 10 % über dem Marktpreis lagen. 
 
Insgesamt hat das Umweltministerium während der 4-jährigen Programm
laufzeit 6 Mio. € für die Flächensicherung verausgabt. Es wurden insge
samt 256 Hektar (ha) gesichert, davon 72 % durch Kauf und 28 % durch 
dauerhafte Nutzungseinschränkung.  
 
Bei 256 ha und 10 m breiten Gewässerrandstreifen wären rechnerisch bis 
zu 256 km Randstreifen möglich gewesen. Dies hätte der Zielsetzung des 
Programms entsprochen. Tatsächlich wurden in den 4 Jahren jedoch nur 

 
1 § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009, BGBl. I S. 2585, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 409 i. V. m. § 26 Landeswassergesetz 
(LWG) vom 13.11.2019, GVOBl. Schl.-H. S. 425, zuletzt geändert mit Gesetz vom 
13.12.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 875. 

2 Niederschrift Umwelt- und Agrarausschuss vom 22.08.2018, Ziff. 4. 
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insgesamt 54 km Gewässerlänge durch Randstreifen geschützt. Dies ent
spricht 21 % der möglichen Gewässerlänge und 23 % der Zielsetzung des 
Förderprogramms. 
 
Das Umweltministerium begründet dies damit, dass die vorgeschriebene 
10 m-Breite für Gewässerrandstreifen eine Mindestbreite sei. Auch breitere 
Gewässerrandstreifen seien möglich gewesen. Nach Auslegung des Um
weltministeriums handelt es sich somit auch bei den geförderten mehreren 
Hektar großen Flächen, die nur geringfügig an Gewässer angrenzen, um 
Gewässerrandstreifen.  
 
Diese Interpretation des Begriffs „Gewässerrandstreifen“ entspricht nicht 
der Zielsetzung des Programms. Ziel war es, möglichst viele Gewässer 
durch Randstreifen zu schützen. Mit dem gewählten Vorgehen konnte das 
gesetzte Ziel nicht erreicht werden. Die Wirksamkeit des Programms ist 
dadurch erheblich gesunken. Der Zielerreichungsgrad von 23 % des Pro
grammziels belegt eine unzureichende Wirtschaftlichkeit des Förderpro
gramms insgesamt.  
 
Zukünftig muss das Umweltministerium die Förderung von Gewässerrand
streifen wirtschaftlicher gestalten und die dafür eingesetzten Haushaltsmit
tel sparsamer einsetzen. 
 
Das Umweltministerium trägt vor, dass es in der Praxis nicht realisierbar 
sei, ausschließlich Teilgrundstücke zu kaufen, da die Eigentümer bestrebt 
seien, gewässernahe Flächen vollständig abzugeben. Es sei vorgesehen 
gewesen, größere Flächen zu erwerben, um die Flächen auch in anderen 
Projekten der naturnahen Gewässerentwicklung zu verwenden.  
 
Der LRH bekräftigt, dass das Umweltministerium die Fördermittel teilweise 
nicht zielkonform eingesetzt hat. Flächeneigentümer haben nachweislich 
und programmkonform Teilgrundstücke von 10 m Breite als Gewässer
randstreifen veräußert. Das Umweltministerium hat dafür sogar die Kosten 
für die Einmessung neuer Flurstücke getragen. 
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